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I.	 Einleitung

Das Bundesverwaltungsgericht sieht sich vermehrt mit 
englischsprachigen Beschwerden konfrontiert. Über die 
Gründe hierfür lassen sich Vermutungen aufstellen, die 
von der Aufnahme von Englisch als Verfahrenssprache in 
der revidierten Schweizerischen Zivilprozessordnung 
vom 19. Dezember 2008 (ZPO; SR 272) bis zu den Sprach-
kenntnissen der Parteien reichen. Auch die Bundes
verwaltungsbehörden kommunizieren teils auf Englisch 
und erledigen ihre Verfahren vereinzelt gar mit englisch-
sprachigen Verfügungen. Damit scheint ein Bedürfnis 
nach der Verwendung der englischen Sprache ausgewie-
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Zusammenfassung	 Im Verwaltungsverfahren muss die Verfahrenssprache eine Amtssprache sein. In der Praxis zeigt 
sich jedoch zunehmend das Bedürfnis, sich der englischen Sprache zu bedienen. Im vorinstanzlichen 
Verfahren kann eine Endverfügung nicht englischsprachig ergehen, da sie den Anforderungen der 
Amtssprachenpflicht unterliegt. Für englische Eingaben bestehen vereinzelt spezialgesetzliche oder 
völkerrechtliche Ausnahmen. Gleiches gilt für das Beschwerdeverfahren. De lege ferenda wäre eine 
Lockerung angezeigt: Um den Rechtsschutz zu gewährleisten, sollten englischsprachige Eingaben 
dort grundsätzlich entgegengenommen werden können; unter Umständen sind gar englischsprachige 
Entscheide denkbar. Dieser Aufsatz plädiert für eine pragmatische, aber rechtsstaatlich verankerte 
Öffnung gegenüber Fremdsprachen, welche die heutigen Realitäten anerkennt.

Résumé	 Dans la procédure administrative, la langue de la procédure doit être une langue officielle. Dans la 
pratique, on constate un besoin croissant de recourir à l’anglais. Dans la procédure de première 
instance, une décision finale ne peut pas être rendue en anglais, dès lors qu’elle est soumise à 
l’obligation d’employer les langues officielles. Pour les écritures rédigées en anglais, il existe des 
exceptions prévues par des lois spéciales et le droit international. Il en va de même pour la procédure 
de recours. De lege ferenda, un assouplissement serait souhaitable : afin de garantir la protection 
juridique, les écritures rédigées en anglais devraient pouvoir être admises ; dans certaines 
circonstances, des décisions en anglais seraient même envisageables. À l’égard des langues étrangères, 
le présent article plaide en faveur d’une ouverture pragmatique, mais ancrée dans l’État de droit, qui 
reconnaît les réalités actuelles.

Abstract	 In administrative proceedings, the language of the proceedings must be an official language. In 
practice, however, there is an increasing need to make use of the English language. At the level of the 
proceedings before the authority of first instance, a final ruling (final decision) may not be issued in 
English, as it is subject to the requirement that official languages be used. With regard to submissions 
in English, isolated exceptions exist under special statutory provisions or international law. The 
same applies to appeal proceedings. De lege ferenda, a relaxation would be advisable: in order to 
ensure effective legal protection, submissions in English should, as a rule, be admissible; under 
certain circumstances, even decisions rendered in English may be conceivable. This article argues in 
favour of a pragmatic, yet rule-of-law-based opening towards foreign languages, one that 
acknowledges present-day realities.
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sen. Ob und inwieweit dieses Bedürfnis aber de lege lata 
erfüllt werden kann, gilt es nachfolgend zu klären. Die 
Antwort kann je für die Kommunikation im nicht
streitigen Verfahren, die erste Verfügung, die Eingaben 
und Verfahrensführung im Rechtsmittelverfahren, den 
Rechtsmittelentscheid sowie ein allfälliges bundesgericht-
liches Verfahren unterschiedlich lauten.

Daher sind nachfolgend zunächst die gesetzlichen 
Grundlagen betreffend die Verfahrenssprache der Bundes-
behörden zu erörtern (Kapitel II.), wobei zunächst der 
Grundsatz zu ermitteln ist (Kapitel II.A.), bevor die Aus-
nahmen beleuchtet werden (Kapitel II.B.). Schliesslich ist 
auf die englischsprachigen Verfügungen im Besonderen 
einzugehen (Kapitel II.C.). In einem nächsten Schritt ist 
die Rechtslage zur Verfahrenssprache im Beschwerde
verfahren zu untersuchen und zu erörtern, ob und 
inwieweit im Beschwerdeverfahren gegenüber dem 
erstinstanzlichen Verfahren abweichende Regeln zur 
Anwendung gelangen (Kapitel III.). Dabei ist differenzie-
rend insbesondere auf die Anforderungen zur Sprache bei 
den Rechtsschriften (Kapitel III.B), bei den Urkunden 
und übrigen Beweismitteln (Kapitel III.C) sowie bei der 
Verfahrensführung und den Entscheiden einzugehen 
(Kapitel III.D).

II.	 Verfahrenssprache der Bundesbehörden

A.	 Grundsatz

Art. 33a Abs. 1 des Bundesgesetzes über das Verwal-
tungsverfahren vom 20. Dezember 1968 (Verwaltungs-
verfahrensgesetz, VwVG; SR 172.021) regelt die Verfah-
renssprache. Demnach wird das Verfahren in einer der 
vier Amtssprachen geführt, wobei dies in der Regel jene 
Sprache ist, in der die Parteien ihre Begehren gestellt 
haben oder stellen würden. Die Verfassungsgrundlage 
hierfür ist Art. 70 der Bundesverfassung der Schweizeri-
schen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999 (BV; SR 101). 
Ferner ist auch das Bundesgesetz vom 5. Oktober 2007 
über die Landessprachen und die Verständigung zwischen 
den Sprachgemeinschaften (SpG; SR 441.1) anwendbar; 
insbesondere Art. 4–6 SpG sind dabei zu beachten. 
Schliesslich lassen sich abweichende Normen den Spezi-
algesetzen und dem internationalen Recht entnehmen, 
wobei Vorschriften in älteren, nationalen Spezialgesetzen, 
soweit sie den Bestimmungen des VwVG widersprechen, 
nicht anwendbar sind.1

1	 Art. 4 VwVG.

Leiten die Parteien das Verfahren ein, bestimmen sie 
nach der Regelung des VwVG (Art. 33a Abs. 1 VwVG; 
Art. 6 Abs. 1 SpG; Art. 70 Abs. 1 BV) mit ihrer ersten Ein-
gabe die Verfahrenssprache; sie haben die Wahl zwischen 
den Amtssprachen, also Deutsch, Französisch und Italie-
nisch. Auch wenn Art. 33a VwVG uneingeschränkt von 
vier Amtssprachen spricht, dürfte er im Einklang mit 
Art. 70 Abs. 1 BV so zu verstehen sein,2 dass das Räto
romanische nur für Personen rätoromanischer Sprache 
zur Auswahl steht. Die Behörden haben sodann in dieser 
Sprache zu antworten; es besteht allerdings die Möglich-
keit, sich mit den Parteien auf eine andere Amtssprache 
zu einigen (Art. 6 Abs. 2 SpG). Die Behörde hat die 
Verfügung bzw. den Entscheid samt Begründung, die 
Zwischenentscheide, verfahrensleitenden Anordnungen 
und Instruktionsmassnahmen in der Verfahrenssprache 
zu verfassen.3 Anders verhält es sich, wenn das Verfahren 
nicht mit einem Parteibegehren eingeleitet, sondern von 
Amtes wegen durchgeführt wird. In diesen Fällen obliegt 
es den Behörden, jene Amtssprache zu wählen, in der die 
Parteien ihre Begehren gestellt hätten (Art. 33a Abs. 1 
VwVG). Weil sich die Behörde dabei auf eine Mut-
massung stützen muss, dürfte es allerdings angezeigt sein, 
die Sprache zu wechseln, wenn sich herausstellt, dass die 
Partei in Tat und Wahrheit eine andere Sprache gewählt 
hätte.

B.	 Ausnahmen

Art. 33a Abs. 1 VwVG beschreibt den Regelfall; das Ver-
fahren ist demnach «in der Regel» in der Sprache zu füh-
ren, in der die Parteien ihre Begehren gestellt haben oder 
stellen würden. Den Verwaltungsbehörden steht ein 
gewisses Ermessen zu bei der Anwendung von Art. 33a 
Abs. 1 VwVG.4

Eine Ausnahme von dieser Regel der Gleichsetzung 
von Verfahrens- mit Parteisprache ist zunächst dort ange-
zeigt, wo die Parteien ihre Begehren nicht in einer Amts-
sprache stellen, da die Verfahrenssprache eine Amts
sprache sein muss. Zudem kann sich eine Ausnahme 

2	 René Wiederkehr/Christian Meyer/Anna Böhme, 
VwVG Kommentar, Zürich 2022 (zit. OFK VwVG), Art. 33a 
N 5.

3	 Praxiskomm. VwVG-Egli, Art. 33a N 1 mit Hinweisen, in: 
Bernhard Waldmann/Patrick Krauskopf (Hrsg.), Kommentar 
zum Bundesgesetz über das Verwaltungsverfahren, 3. Aufl., 
Zürich/Genf 2023 (zit. Praxiskomm. VwVG).

4	 Alfred Kölz/Isabelle Häner/Martin Bertschi/Livio 
Bundi, Verwaltungsverfahren und Verwaltungsrechtspflege 
des Bundes, 4. Aufl., Zürich/Genf 2025, N 595; Praxiskomm. 
VwVG-Egli, Art. 33a N 14.
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beispielsweise in einem Mehrparteienverfahren als not-
wendig erweisen, wenn die Parteien Begehren in unter-
schiedlichen Amtssprachen an die Behörde richten und 
die Verfahren vereinigt werden.5 In diesen Fällen haben 
die Behörden bei der Wahl der Verfahrenssprache ins
besondere die Interessen der Parteien und das Prinzip der 
Waffengleichheit zu berücksichtigen;6 sie verwenden 
diese Verfahrenssprache daraufhin einheitlich gegenüber 
allen Parteien, da das Gesetz vorschreibt, das Verfahren in 
einer der vier Amtssprachen zu führen (Art. 33a Abs. 1 
VwVG; Art. 6 SpG).7 Selbst nachdem die Verwaltungsbe-
hörde die Wahl der Verfahrenssprache getroffen hat, steht 
es den Parteien weiterhin frei, in einer anderen Amts
sprache als der Verfahrenssprache mit der Behörde zu 
kommunizieren.8

Weitere Ausnahmen können in Spezialgesetzen oder 
im internationalen Recht vorgesehen sein. So schreibt 
Art. 10a des Bundesgesetzes vom 21. Dezember 1948 
über die Luftfahrt (Luftfahrtgesetz, LFG; SR 748.0)  
etwa – den Gepflogenheiten des Luftfahrtverkehrs ent
sprechend – für die Kommunikation mit dem Flugsiche-
rungsdienst die Verwendung des Englischen vor (und 
sieht für die jeweils lokal gesprochene Amtssprache eine 
Gegenausnahme vor). Eine Analyse der systematischen 
Sammlung des Bundesrechts von Baumann zeigte schon 
vor 20 Jahren, dass die englische Sprache zunehmend wie 
eine Amtssprache behandelt wird.9 Einige Beispiele: Die 
Verordnung über das Inverkehrbringen von Pflanzen-
schutzmitteln vom 12. Mai 2010 (Pflanzenschutzmittel-
verordnung, PSMV) sieht vor, dass die Gesuche «in einer 
Amtssprache oder in Englisch» eingereicht werden müs-
sen (Art. 31 Abs. 1 PSMV) und so das Verfahren in eng
lischer Sprache eingeleitet werden kann. Die Verordnung 
über die Ursprungsregeln für Zollpräferenzen zugunsten 
der Entwicklungsländer vom 30. März 2011 (Ursprungs-

5	 Florian Brunner, Verfahren mit mehreren Parteien im 
öffentlichen Recht, Diss. Zürich 2020, Zürich 2021, N 494 ff. 
(zit. Brunner); Praxiskomm. VwVG-Egli, Art. 33a N 15.

6	 BVGE 2013/23 E. 5.6; 2008/31 E. 7; Zwischenentscheid des 
BVGer B-4602/2019 (27. September 2019), E. 2.1 je mit 
Hinweisen; Kölz/Häner/Bertschi/Bundi (Fn. 4), N 595; 
Praxiskomm. VwVG-Egli, Art. 33a N 15.

7	 Brunner (Fn. 5), N 494; Praxiskomm. VwVG-Egli, Art. 33a 
N 13.

8	 Zwischenverfügung des BVGer A-4137/2022, A-4170/2022, 
A-4172/2022 und A-4175/2022 (16. November 2022); s. auch 
CR PA-Richard/Delaye, Art. 33a N 7, in: François Bellanger/
Madeleine Hirsig-Vouilloz/Jérôme Candrian, Commentaire 
Romande, Loi fédérale sur la procédure administrative, Basel 
2024 (zit. CR PA).

9	 Max Baumann, Die Amtssprachen des Bundes sind Deutsch, 
Französisch, Italienisch und Englisch, SJZ 2005, 34 ff., 35 f.

regelnverordnung, VUZPE) erlaubt, das Formular in 
französischer oder englischer Sprache auszufüllen und  
so das Verfahren auch nicht in einer Amtssprache einzu-
leiten (Art. 25 Abs. 1 VUZPE). Auch im Bereich der For-
schungsförderung ist zunehmend ersichtlich, dass sich in 
gewissen Disziplinen die Einreichung englischsprachiger 
Gesuche etabliert hat.10 Entlang der materiellen Zustän-
digkeiten finden sich dabei in den Rechtsgrundlagen der 
involvierten Institutionen Vorschriften oder Delegations-
normen, die Solches erlauben oder gar fordern.11 Dies ist 
Ausdruck des Umstands, dass das Englische heutzutage 
die lingua franca des Wissenschaftsbetriebs (fast) aller 
Disziplinen ist und der Verkehr in einer anderen Sprache 
als dem Englischen an Universitäten geradezu als Fremd-
körper erschiene. In Bezug auf die erwähnten Verordnun-
gen ist im Übrigen fraglich, ob diese mit Art. 33a VwVG 
und somit höherrangigem Recht überhaupt vereinbar 
sind; mindestens die Eingabe von Gesuchen und Einlei-
tung von Verfahren in einer Amtssprache dürften weiter-
hin von Art. 33a Abs. 1 VwVG gedeckt sein, soweit keine 
gegenteiligen Bestimmungen im Gesetzes- oder Völker-
recht existieren. Bei Abweichungen in Gesetzen12 stellt 
sich die Frage nach der Vereinbarkeit mit Art. 4 VwVG 
nicht mehr, weil dieser nur vorbestehendes Recht einzu-
schränken vermag.13 Soweit ersichtlich stehen aber keine 
älteren Sachgesetze mehr in Kraft, die eine spezifische 
Sprachenregelung enthalten. Für das nach Inkrafttreten 
des VwVG geschaffene Gesetzesrecht gilt schlicht die 

10	 Vgl. Christop Errass, Rechtliche Probleme staatlicher 
Forschungsförderung, in: Véronique Boillet/Anne-Christine 
Favre/Vincent Martenet, Le droit public en mouvement. 
Mélanges en l’honneur du Professeur Etienne Poltier, Genf/
Zürich/Basel 2020, 191 ff., 205.

11	 Vgl. etwa für den Schweizerischen Nationalfonds: Art. 14 
Abs. 2 Bst. c des Reglements vom 1. Januar 2016 des Schweize-
rischen Nationalfonds über die Gewährung von Beiträgen 
(Beitragsreglement) sowie Ziff. 1.16 des Allgemeinen Ausfüh-
rungsreglements [des SNF-Forschungsrats] vom 9. Dezember 
2015 zum Beitragsreglement.

12	 So etwa Art. 6 Abs. 1 des Bundesgesetzes vom 28. September 
2012 über die internationale Amtshilfe in Steuersachen 
(Steueramtshilfegesetz, StAhiG, SR 651.1); Art. 40 Abs. 2 des 
Bundesgesetzes vom 15. Juni 2018 über die Finanzdienst
leistungen (Finanzdienstleistungsgesetz, FIDLEG, SR 950.1); 
Art. 17 Abs. 3 des Bundesgesetzes vom 6. Oktober 1995 über 
die technischen Handelshemmnisse (THG, SR 946.51); ehe-
mals Art. 24 Abs. 4 Bundesgesetzes vom 16. Dezember 1994 
über das öffentliche Beschaffungswesen (aBöB, AS 1996 508); 
zum Ganzen Thomas Pfisterer, Art. 33a VwVG N 4 f., in: 
Christoph Auer/Markus Müller/Benjamin Schindler (Hrsg.), 
Kommentar VwVG, 2. Aufl., Zürich/St. Gallen 2019 (zit. 
Komm. VwVG).

13	 Komm. VwVG-Tschannen Art. 4 N 7.
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Lex-posterior-Regel.14 Somit geht der am 1. Januar 2007 
in Kraft getretene Art. 33a VwVG nur Normen vor, die 
vor diesem Datum in Kraft gesetzt wurden,15 unter den 
Genannten also dem THG. Neuere Normen gehen 
Art. 33a VwVG umgekehrt als lex posterior vor.

Im internationalen Recht hat die Schweiz im Bereich 
des Sozialversicherungsrechts zahlreiche bilaterale Staats-
verträge abgeschlossen, welche die Behörden verpflichten, 
Gesuche und andere Schriftstücke zu berücksichtigen, die 
in einer Amtssprache des anderen Vertragsstaates oder in 
englischer Sprache abgefasst sind (z.B. Art. 37 Ziff. 1 des 
Abkommens zwischen der Schweizerischen Eidgenossen-
schaft und der Republik Kroatien über Soziale Sicherheit, 
abgeschlossen am 9. April 1996; SR 0.831.109.291.1). Ge-
stützt auf diese Abkommen ist es den Bürgerinnen und 
Bürgern der jeweiligen Staaten erlaubt, auch die englische 
Sprache bzw. eine andere Sprache im Verwaltungsverfah-
ren in der Schweiz zu verwenden. 

Des Weiteren hat sich beispielsweise auch im Bereich 
der Amtshilfe in Steuersachen die gängige Praxis etab-
liert, dass die (unteren) Behörden auf Englisch kommuni-
zieren. Das Bundesverwaltungsgericht geht mit dem 
Hinweis, dass die englische Sprache im verfahrensgegen-
ständlichen Doppelbesteuerungsabkommen verbindlich 
war, und mit Bezugnahme auf Art. 6 Abs. 1 StAhiG, wo-
nach ein Amtshilfeersuchen eines ausländischen Staates 
in einer schweizerischen Amtssprache oder in Englisch 
gestellt werden muss, davon aus, dass die unteren Instan-
zen in diesem Rahmen auf Englisch kommunizieren 
durften und mussten,16 zumal andernfalls die internatio-
nale Kommunikation ohnehin an ihre Grenzen stossen 
würde. Allerdings geht das Gericht weiter und hält pau-
schal für Art. 33a VwVG fest, dass diese Bestimmung ein-
deutig darauf abziele, allen Parteien die Möglichkeit zu 
geben, die Tragweite und den Inhalt der getroffenen Ent-
scheidung vollständig zu verstehen. Falls sie hierzu in der 
Lage seien, könne keine Verletzung des rechtlichen Ge-
hörs und von Art. 33a VwVG ausgemacht werden.17 Das 
Bundesverwaltungsgericht versteht Art. 33a VwVG somit 
primär als individualrechtsschützend, indem er sicher-
stellt, dass die Verfahrensrechte der Parteien gewahrt 
sind. Zwar wäre auch eine einschränkendere Lesart denk-
bar, soweit die Bestimmung im vorliegenden Zusammen-
hang nicht die Partei-, sondern die Behördensprache be-

14	 Komm. VwVG-Tschannen Art. 4 N 8.
15	 Komm. VwVG-Pfisterer Art. 33a N 4.
16	 BVGer A-1538/2018 (11. September 2019), E. 2.3.2.
17	 BVGer A-1538/2018 (11. September 2019), E. 2.3.2 («Or, l’art. 

33a PA vise à l’évidence à donner à toutes les parties les moyens 
de saisir parfaitement la portée et la teneur de la décision ent-
reprise.»).

trifft. Dies würde zum kaum wünschenswerten Resultat 
führen, dass die Behörden gezwungen wären, aus recht
lichen Gründen eine «Paralleldokumentation» in einer 
Amtssprache zu erstellen; faktisch relevant wäre aber nur 
die (rechtlich als unverbindlich behandelte) echte, 
englische Kommunikation, weil nur sie im Ausland wahr-
genommen und von den Parteien verstanden wird.

Folglich lassen es die Rechtsgrundlagen im Verwal-
tungsverfahren des Bundes mindestens vereinzelt zu, sich 
in englischer Sprache oder in einer anderen Sprache an 
die Behörden zu wenden. Daraus lässt sich allerdings 
weder ein Recht auf Behördenverkehr noch auf einen 
verfahrensabschliessenden Entscheid in entsprechender 
Sprache ableiten. Vielmehr ist das Gesetz diesbezüglich 
unmissverständlich formuliert, denn die Behörden haben 
das Verfahren in einer Amtssprache zu führen und ihren 
Entscheid in ebendieser Amtssprache zu verfassen. Wie 
sich gezeigt hat, hält dies aber einige Bundesbehörden 
nicht davon ab, dennoch englischsprachige Verfahren zu 
führen oder gar Verfügungen zu erlassen. Dies zeigt zwei-
erlei: Einerseits verfügen auch Behörden teils über eine 
mangelnde Sensibilität für rechtliche Anforderungen an 
das Verfahren; es dürfte ihnen in vielen Fällen schlicht 
nicht bewusst sein, dass sie eine eigentliche (Verfahrens-)
Rechtsverletzung begehen, wenn sie ihre Verfahren ohne 
ausreichende Rechtsgrundlage nicht in einer Amts
sprache führen. In vielen Fällen ist es nachvollziehbar, 
dass kein Anspruch auf fremdsprachige Verfügungen 
besteht. Andererseits weist die Praxis aber auch auf ein 
Bedürfnis der Realität hin und zeigt, dass die Formulie-
rung im Gesetz für die heutigen Verhältnisse zu ein-
schränkend ist. In gewissen Fällen erweist es sich für die 
Behörden als erforderlich – unter Wahrung der Partei-
rechte – das Verfahren dennoch in einer Fremdsprache 
führen zu können. Das Bundesverwaltungsgericht trägt 
diesen Bedürfnissen durch eine pragmatische Anwen-
dung der Vorschriften Rechnung und mildert auslegungs-
weise die Härte des Gesetzes. Es reizt aber die Grenzen 
der möglichen Auslegung aus, geleitet von sachlicher 
Notwendigkeit von klaren Vorschriften zur Verfahrens-
sprache abzuweichen. Vielmehr wäre wünschenswert,  
de lege ferenda die Sprachregelung an die heutigen Be-
dürfnisse anzupassen.
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C.	 Verfügungen in englischer Sprache  
im Besonderen

Dass sich die Frage in der Praxis vor allem bei englisch-
sprachigen Verfügungen stellt, dürfte an der weiten Ver-
breitung der englischen Sprache aufgrund der fortschrei-
tenden Internationalisierung liegen. Daher erweisen sich 
diese Verfügungen zwar oft als verständlich. Wie übrige 
fremdsprachige Verfügungen sind jedoch auch sie 
problematisch, denn falls eine Verfügung nicht in der 
Verfahrenssprache  – also grundsätzlich in einer Amts-
sprache – ergeht (bzw. die Verfahrenssprache nicht kor-
rekt bestimmt wurde), liegt ein Eröffnungsmangel vor.18 
Die Verfügung wäre somit anfechtbar, da die Nichtigkeit 
nur infrage käme, wenn der Mangel schwer wäre (erfor-
derlich sind «krasse» Verfahrensmängel) und die Rechts-
sicherheit durch die Annahme der Nichtigkeit nicht 
ernsthaft gefährdet wird.19 Denkbar, aber in den vorlie-
gend dargelegten Fällen wohl unwahrscheinlich, ist, dass 
die von der in einer falschen Sprache eröffneten Verfü-
gung betroffenen Personen ein Rechtsmittel ergreifen, 
weil sie diese nicht verstanden haben. In dieser Konstella-
tion dürfen die Kosten des Rechtsmittelverfahrens nicht 
dieser Partei auferlegt werden.20

Gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung21 schliesst 
die gesetzliche Regelung zwar nicht aus, dass einzelne 
Fachausdrücke in englischer Sprache verwendet werden, 
aber Art. 33a Abs. 1 VwVG verbietet es, ganze Anordnun-
gen, namentlich Endentscheide, in englischer Sprache zu 
verfassen. Dabei ist nicht darauf abzustellen, ob es für die 
von der Verfügung betroffenen Personen, beispielsweise 
weil es ein internationalisierter Sachbereich ist, üblich ist, 
die englische Sprache zu verwenden; vielmehr ist zu 
berücksichtigen, ob sich die wesentlichen Teile des Dispo-
sitivs «ohne weiteres in eine Amtssprache fassen» lassen. 
Während sich solche Verfügungen im Einzelfall für alle 
Verfahrensbeteiligten als verständlich erweisen können, 
somit auch nicht infrage gestellt werden und eine Rück-
weisung der Verfügung zur Verbesserung nicht gerecht-
fertigt wäre, haben die Vorinstanz trotzdem Art. 33a 
Abs. 1 VwVG zu beachten und eine Amtssprache des 

18	 Kölz/Häner/Bertschi/Bundi (Fn. 4), N 598; vgl. auch BGer 
2A.206/2001 (24. Juli 2001), E. 3b/bb, wonach es sich im 
Ergebnis nicht rechtfertigte, die Verfügung aus sprachlichen 
Gründen zur Verbesserung zurückzuweisen.

19	 BGE 151 II 120 E. 4.1.
20	 Eidgenössisches Verkehrs- und Energiewirtschaftsdeparte-

ment (EVED) vom 2. Mai 1978, in: Verwaltungspraxis der 
Bundesbehörden (VPB) 1979, Nr. 25 E. 7; Kölz/Häner/
Bertschi/Bundi (Fn. 4), N 598.

21	 BGer 2A.206/2001 (24. Juli 2001), E. 3b/bb.

Bundes zu wählen.22 Im Ergebnis hält das Bundesgericht 
– bei allem Verweis auf die Amtssprachen – also die 
Fremdsprachigkeit einer Verfügung zwar für einen 
Mangel, der aber im Rechtsmittelverfahren ohne Weiteres 
heilbar, also von geringer Tragweite, ist.
Dessen ungeachtet sind Verfügungen in englischer 
Sprache eine Realität. Ein Folgeproblem der englisch
sprachigen Verfügungen von Bundesbehörden kommt  
im Beschwerdeverfahren vor Bundesverwaltungsgericht 
ans Licht. Nachdem die Verfahrensbeteiligten bereits  
im gesamten (erstinstanzlichen) Verfahren in englischer 
Sprache kommuniziert haben, jeweils auch englisch
sprachige Antworten erhalten haben und letztlich das 
Verfahren mit einer englischen Verfügung abgeschlossen 
wurde, erweist es sich nicht mehr als überraschend, dass 
sie auch die Beschwerde vor Bundesverwaltungsgericht in 
englischer Sprache verfassen.23 Selbst bei Konsultation 
des Gesetzes ist – mindestens aus Sicht einer fachunkun-
digen Person  – dabei kein Fehler erkennbar, zumal ge-
mäss Art. 33a Abs. 2 VwVG im Beschwerdeverfahren die 
Sprache des angefochtenen Entscheids massgebend ist 
und das Rechtsmittel daher grundsätzlich in englischer 
Sprache einzureichen wäre.

III.	 Verfahrenssprache  
im Beschwerdeverfahren

A.	 Rechtslage

Im Beschwerdeverfahren ist die Rechtslage ähnlich wie 
im erstinstanzlichen Verfahren. Soweit noch ein verwal-
tungsinternes Beschwerdeverfahren existiert, richtet sich 
dieses nach dem VwVG. Das Gleiche gilt für das Verfahren 
vor Bundesverwaltungsgericht (vgl. Art. 2 Abs. 4 VwVG 
und Art. 37 VGG). Das Verfahren vor Bundesgericht 
untersteht hingegen nicht dem VwVG, sondern dem 
Bundesgesetz vom 17. Juni 2005 über das Bundesgericht 
(Bundesgerichtsgesetz, BGG).

Wie bereits dargestellt, sieht das VwVG als mögliche 
Verfahrenssprachen die Amtssprachen vor (Art. 33a Abs. 1 
VwVG). Während aber im nichtstreitigen Verwaltungs-

22	 Vgl. BGer 2A.206/2001 (24. Juli 2001), E. 3b/bb; anders 
BVGer A-1538/2018 (11. September 2019), E. 2.3.2, wonach 
die Parteien in der Lage waren, die Tragweite und den Inhalt 
der getroffenen, englischsprachigen Entscheidung vollständig 
zu verstehen, und so weder ihr rechtliches Gehör noch 
Art. 33a VwVG als verletzt erachtet wurden.

23	 So etwa in den Verfahren B-7630/2024 und B-7637/2024, auf 
die das Bundesverwaltungsgericht (aus anderen Gründen) 
nicht eintrat.
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verfahren auf die Sprache der Eingabe abgestellt wird,24 
gilt für das Beschwerdeverfahren die Regel, dass die 
Sprache des angefochtenen Entscheids massgeblich sei; 
davon kann abgewichen werden, wenn die Parteien eine 
andere Amtssprache verwenden (Art. 33a Abs. 2 VwVG), 
wobei der Behörde ein Ermessensspielraum zukommt.25 
Werden Urkunden in einer anderen als einer Amts
sprache eingereicht, «kann» sie die Behörde ohne Über-
setzung entgegennehmen, wenn die Gegenpartei einver-
standen ist (Art. 33a Abs. 3 VwVG). Ansonsten ordnet sie 
eine Übersetzung an (Art. 33a Abs. 4 VwVG).

Gleichermassen sieht das BGG vor, dass das Verfahren 
«in einer der Amtssprachen (Deutsch, Französisch, Italie-
nisch oder Romantsch Grischun)» geführt werde, in der 
Regel in der Sprache des angefochtenen Entscheids. Auch 
hier ist es möglich, das Verfahren in einer anderen Amts-
sprache, welche die Parteien verwenden, zu führen 
(Art. 54 Abs. 1 BGG). In Klageverfahren wird auf die 
Sprache der Parteien «Rücksicht genommen, sofern es 
sich um eine Amtssprache handelt» (Art. 54 Abs. 2 BGG). 
Sodann kann auch das Bundesgericht bei eingereichten 
Urkunden, die nicht in einer Amtssprache verfasst sind, 
von einer Übersetzung absehen, wenn die Parteien ein-
verstanden sind, und hat andernfalls eine solche anzuord-
nen (Art. 54 Abs. 3 und 4 BGG). Im Gegensatz zum 
VwVG schreibt das BGG vor, dass Rechtsschriften in ei-
ner Amtssprache zu erfolgen haben (Art. 42 Abs. 1 BGG). 
Diese Norm bezieht sich auf alle Eingaben der Parteien, 
nicht bloss beispielsweise die Beschwerdeschrift.26 Rechts-
schriften, die nicht in einer Amtssprache verfasst sind, 
«können in gleicher Weise» wie solche, die nicht unter-
schrieben sind oder bei denen keine gültige Vollmacht 
vorliegt, zur Änderung zurückgewiesen werden (Art. 42 
Abs. 6 BGG). Dabei ist eine Frist zur Verbesserung anzu-
setzen und anzudrohen, dass die Rechtsschrift sonst un-
beachtet bleibe (Art. 42 Abs. 5 BGG). Ein Seitenblick auf 
die Regelung zur zivilrechtlichen Beschwerde ist vorlie-
gend unerlässlich: Wurde aufgrund der ZPO ein Zivil
verfahren vor der Vorinstanz schon auf Englisch geführt, 
sind auch englischsprachige Rechtsschriften zulässig 
(Art. 42 Abs. 1bis BGG); Gleiches gilt für Verfahren der 
Schiedsgerichtsbarkeit (Art. 77 Abs. 2bis BGG). Diese 
Regelung schliesst an diejenigen Fälle an, in denen bereits 
de lege lata vorinstanzliche Entscheide auf Englisch erge-

24	 Vorstehend II.A.
25	 BVGer E-5618/2024 (20. Dezember 2024), E. 1.4.
26	 Anette Dolge, Art. 42 BGG N 2, in: Karl Spüler/Heinz 

Aemisegger/Anette Dolge/Dominik Vock (Hrsg.), Praxis
kommentar BGG, 2. Aufl., Zürich/St. Gallen 2013 (zit. Praxis-
komm. BGG).

hen. Sie ist somit folgerichtig, denn sie verwirklicht bloss 
das bekannte Konzept, wonach die Beschwerde in der 
Sprache des angefochtenen Entscheids erfolgen kann.  
Sie zeigt aber auch, dass es dem Gericht möglich ist, 
Beschwerden auf Englisch entgegenzunehmen.

Auch für die Rechtsmittelverfahren gilt das Bundes
gesetz über die Landessprachen (Art. 4 Abs. 1 Bst. c und d 
SpG). Es hält unter Vorbehalt der besonderen Bestim-
mungen der Bundesrechtspflege (Art. 6 Abs. 6 SpG) fest, 
dass Personen, die sich an eine Bundesbehörde wenden, 
dies in der Amtssprache eigener Wahl tun können (Art. 6 
Abs. 1 SpG) und die Behörden in der nämlichen Sprache 
antworten, sofern man sich nicht auf eine andere Amts-
sprache einigt (Art. 6 Abs. 2 SpG). Versteht die Person 
keine Amtssprache, so ist «nach Möglichkeit» eine Sprache 
zu verwenden, welche diese Person versteht (Art. 6 Abs. 5 
SpG). Die Behörden haben die Amtssprachen in den 
Standardformen zu verwenden (Art. 5 Abs. 2 SpG).

Wie im nichtstreitigen Verwaltungsverfahren27 können 
auch im Rechtsmittelverfahren abweichende Regelungen 
bestehen. Allfällige Abweichungen können sich aus dem 
Völkerrecht oder aus Spezialgesetzen ergeben.28

Was dies für die verschiedenen «Etappen» des Be-
schwerdeverfahrens bedeutet, wird nachfolgend erläutert. 
Weil sie am ausführlichsten ist, ist jeweils zunächst die 
bundesgerichtliche Regelung zu erläutern, obwohl sie im 
Instanzenzug zuletzt steht.

B.	 Rechtsschriften

Das BGG unterscheidet deutlich zwischen der Verfah-
renssprache (Art. 54 BGG) und der Sprache der Ein
gaben, also der Parteisprache (Art. 42 BGG).29 Die Partei-
en sind nicht an die Verfahrenssprache gebunden.30 
Eingaben müssen aber in einer Amtssprache – bei einem 
englischsprachigen vorinstanzlichen Urteil auch auf Eng-
lisch – erfolgen. Diese Regel macht die Eingabe in einer 
zulässigen Sprache zur Eintretensvoraussetzung,31 wobei 

27	 Dazu vorstehend II.B.
28	 OFK VwVG-Wiederkehr/Meyer/Böhme, Art. 33a N 3; 

Praxiskomm. BGG-Dolge, Art. 42 N 10; Andreas Günge-
rich, Art. 42 N 3, in: Hansjörg Seiler et al. (Hrsg.), Stämpflis 
Handkommentar zum Bundesgerichtsgesetz, 2. Aufl., Bern 
2015 (zit. SHK BGG); Praxiskomm. VwVG-Egli, Art. 33a 
N 9; Florence Aubry Girardin, Art. 42 N 18, in: Florence 
Aubry Girardin et al. (Hrsg.), Commentaire de la LTF, 3. Aufl., 
Bern 2022 (zit. Comm. LTF).

29	 Comm. LTF-Frésard, Art. 54 N 5; so auch Botschaft zur 
Totalrevision der Bundesrechtspflege vom 28. Februar 2001, 
BBl 2001 4202 ff., 4294.

30	 Comm. LTF-Frésard, Art. 54 N 10.
31	 Praxiskomm. BGG-Dolge, Art. 42 N 5.
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die Zurückweisung allerdings als «Kann-Bestimmung» 
im Ermessen des Bundesgerichts steht.32 Die Norm räumt 
dem Bundesgericht aber lediglich dahingehend Ermessen 
ein, die Eingabe trotz des sprachlichen Mangels entgegen-
zunehmen; beabsichtigt es hingegen, die Eingabe aus dem 
Recht zu weisen, ist die Ansetzung einer Frist zur Verbes-
serung zwingend.33 Praxisgemäss werden aber (jeweils 
unter dem Hinweis «ausnahmsweise») oft Eingaben ent-
gegengenommen, die nicht in einer zulässigen Sprache 
verfasst sind. Vergleichsweise häufig werden Beschwer-
den parallel in mehreren Sprachen eingereicht; diese Fälle 
sind wenig problematisch, da die fremdsprachige Eingabe 
jeweils unbeachtlich bleiben und das Bundesgericht auf 
die amtssprachliche Eingabe abstellen kann.34 Bisweilen 
führt es sogar aus, dass sich die Eingaben inhaltlich ent-
sprächen (und bringt damit zum Ausdruck, dass es auch 
die fremdsprachige Eingabe verstanden hat).35 In anderen 
Fällen nimmt es eine rein fremdsprachige Eingabe mit 
der Begründung entgegen, dass ohnehin (auch) aus ande-
ren Gründen nicht einzutreten sei.36 Teils werden die 
Eingaben ohne weitere Begründung «ausnahmsweise» 
entgegengenommen, allerdings ist dies – soweit ersicht-
lich – nur in Fällen passiert, in denen letzten Endes nicht 
eingetreten wurde.37 Zudem hält das Bundesgericht fest, 
dass Teile von Rechtsschriften (Zitate usw.) in Englisch 
nicht schaden.38

Für die unteren Beschwerdeinstanzen ist das VwVG 
massgeblich, das keine Regelung zur Sprache der Partei-
eingaben kennt. Art. 52 VwVG, der als «Schwesternorm» 
zu Art. 42 BGG die Anforderungen an die Parteieingaben 
regelt, äussert sich zu den Sprachen nicht. Er verlangt ein-
zig Anträge, Begründung, Unterschrift, angefochtene 

32	 BGer 1C_410/2015 (1. September 2015), E. 1.
33	 BGE 143 IV 117 E. 2; BGer 4A_114/2020 (20. Mai 2020), E. 3; 

Comm. LTF-Aubry Girardin, Art. 42 N 16.
34	 Vgl. z.B. BGer 1F_1/2022 (22. Februar 2022), E. 1; 5D_233/ 

2023 (27. Dezember 2023), E. 2; 2E_3/2024 (9. Juli 2024), 
E. 3.1 (Klageverfahren).

35	 BGer 5A_99/2019 (8. Februar 2019), E. 2; 1P.746/2006  
(13. Februar 2007), E. 1.1, beide betreffend englischsprachige 
Eingaben.

36	 Z.B. BGer 6B_321/2012 (4. Juni 2012), E. 2; 5A_965/2022 
(14. Dezember 2022), E. 1.

37	 BGer 1C_579/2021 (6. Oktober 2021), E. 1; 1C_670/2017 
(13. Dezember 2017), E. 2; 1C_410/2015 (1. September 2015), 
E. 1; 1C_48/2015 (10. Februar 2015), E. 2. Anders hingegen 
vor Bundesverwaltungsgericht, wo fremdsprachige Eingaben 
regelmässig in der Sache beurteilt werden, vgl. bspw. BVGer 
E-41/2017 (4. Januar 2017), E. 1.2 (Abweisung; Englisch); 
D-4205/2014 (18. März 2015) E. 1.3 (Gutheissung; Englisch); 
D-5369/2010 (7. September 2010) E. 1.3 (Abweisung; Spanisch); 
C-3945/2010 (12. Juni 2012) E. 1.5 (Abweisung; Türkisch).

38	 BGer 4A_429/2011 (23. Februar 2012), E. 2.

Verfügung und vorhandene Beweismittel als Inhalte der 
Beschwerdeschrift (Art. 52 Abs. 1 VwVG). Anträge und 
Begründung müssen zudem genügend klar sein (Art. 52 
Abs. 2 VwVG), ansonsten nach einer Nachfrist die Nicht-
eintretensfolge droht (Art. 52 Abs. 3 VwVG). Möchte 
man analog zur Regelung im BGG zwischen Parteisprache 
und Verfahrenssprache unterscheiden,39 bedeutet dies, 
dass dem VwVG eine Norm betreffend die Sprache der 
Eingaben fehlt. Zwar verweist die Praxis für die Anforde-
rungen an Parteieingaben teils auf Art. 33a VwVG,40 doch 
vermag eine Auslegung diese Auffassung nicht zu stützen. 
Dem Wortlaut nach bezieht sich die Verfahrenssprache 
(«langue de la procédure»; «lingua del procedimento»; 
«lingua da procedura»; ferner auch «language of the pro-
ceedings») auf die Sprache, in der das Verfahren geführt 
wird. Sie bezeichnet mithin die Sprache, derer die Behör-
de sich bedient und – umgekehrt – die sie zu verstehen 
hat; folglich kann sie in dieser Sprache erfolgende Ein
gaben nicht ablehnen.41 Der Begriff «Amtssprache» im 
Text der Bestimmung bezieht sich grammatikalisch nur 
auf die Verfahrensführung. Für die Parteieingaben ver-
wendet das Gesetz in allen Sprachversionen gerade nicht 
den Begriff «Amtssprache», sondern schlicht «Sprache». 
Handelt es sich bei dieser Sprache um keine Amtssprache, 
kann das Verfahren nicht wie «in der Regel» in der 
Sprache der Begehren, sondern muss eben in einer Amts-
sprache geführt werden. Während die Botschaft bei der 
bundesgerichtlichen Regelung, wie erwähnt, explizit 
zwischen der Regelung der Verfahrenssprache und der
jenigen der Eingaben unterscheidet,42 schweigt sie bei der 
Erläuterung von Art. 33a VwVG zu den Parteieingaben. 
Sie führt zwar aus, dass «in Bezug auf die Verfahrens
sprache» neu «alle Aspekte» abgedeckt werden sollen, be-
zieht dies aber erkenntlich nur auf behördliche Akte 
(Schriftenwechsel; Verhandlungsführung).43 Das histori-
sche Element bestätigt also den unbestrittenen Befund, 
dass die Behörden sich einer Amtssprache zu bedienen 
haben, gibt jedoch keine Anhaltspunkte dafür, dass der 
Artikel die Parteisprache regeln wolle. Ebenso lässt eine 
systematische Betrachtungsweise aufgrund des Vergleichs 

39	 Vgl. vorstehend Fn. 29; ebenso Praxiskomm. VwVG-Egli, 
Art. 33a N 2; OFK VwVG-Wiederkehr/Meyer/Böhme, 
Art. 33a N 1, die dann freilich gleichwohl eine Bindung der 
Parteien an die Amtssprache annehmen.

40	 BVGer E-7072/2023 (5. März 2024), E. 3.4.3; ebenso die in 
Fn. 39 zitierte Lehre.

41	 Praxiskomm. VwVG-Egli, Art. 33a N 1.
42	 Botschaft zur Totalrevision der Bundesrechtspflege, BBl 2001 

4202 ff., 4294.
43	 Botschaft zur Totalrevision der Bundesrechtspflege, BBl 2001 

4202 ff., 4406 f.
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zwischen dem BGG und dem VwVG nur den Schluss zu, 
dass das VwVG die Sprache der Parteieingaben nicht 
regelt, zumal im Rahmen der Totalrevision der Bundes-
rechtspflege spezifisch alle Verfahrenserlasse gesamthaft 
überarbeitet wurden. Dem Gesetzgeber müsste eine 
gravierende legistische Fehlleistung unterstellt werden, 
wenn man annähme, er habe sich im Rahmen dieser 
Totalrevision für eine Lösung entschieden, wonach im 
BGG die Verfahrenssprache nur das Gericht, im VwVG 
hingegen auch die Parteien binde. In systematischer und 
teleologischer Hinsicht relevant ist zudem der verfas-
sungsrechtliche Hintergrund. Die Parteien als Grund-
rechtsträger können sich auf die Sprachenfreiheit berufen, 
die Behörden als Grundrechtsadressaten nicht. Zwar ist in 
der Rechtsprechung anerkannt, dass die Sprachenfreiheit 
nicht absolut gilt und insbesondere durch Regelungen zur 
Sprache für Eingaben eingeschränkt werden darf.44 Für 
eine derart bedeutsame Einschränkung wäre aber eine 
hinreichend klare gesetzliche Grundlage erforderlich, wie 
sie denn im BGG auch besteht – und im VwVG gerade 
nicht. Somit legt zumindest eine verfassungskonforme 
Auslegung nahe, der Vorschrift zu den Sprachen eher eine 
individualrechtsschützende denn eine behördenschüt-
zende Stossrichtung zu attestieren. Sie schützt in erster 
Linie den Einzelnen davor, in der Amtssprache nicht 
gehört zu werden, und nicht die Behörde davor, mit einer 
unliebsamen Sprache konfrontiert zu werden. Allfällige 
Gegenparteien, die über Grundrechte verfügen, haben 
indes Anspruch auf eine Beschränkung auf Amts
sprachen.

Weil das VwVG die Parteisprache nicht regelt, gelangt 
der Vorbehalt anderslautender Regelungen der Bundes-
rechtspflege in Art. 6 Abs. 6 SpG nicht zur Anwendung 
und die Eingaben an Beschwerdeinstanzen richten sich 
nach Art. 6 SpG. Denkbar wäre, aus Art. 6 Abs. 1 SpG 
eine Pflicht herzuleiten, für Eingaben eine Amtssprache 
zu verwenden. Der Artikel erwähnt zwar, dass Behörden 
in einer Amtssprache anzugehen seien, besitzt aber 
ebenfalls eine individualrechtsschützende Stossrichtung: 
Der Fokus liegt darauf, den Privaten ein Wahlrecht einzu-
räumen, welche der Amtssprachen sie verwenden wollen, 
und sie nicht auf die Verfahrenssprache zu beschränken.45 
Daraus eine strikte Beschränkung auf die Amtssprachen 
herzuleiten, wäre im Angesicht von Art. 6 Abs. 5 SpG 
abzulehnen, welcher die Behörden dazu anhält, fremd-

44	 BGE 143 IV 117 E. 2; OFK VwVG-Wiederkehr/Meyer/
Böhme, Art. 33a N 6.

45	 BGer 1A.149/2002 (18. Juli 2002), E. 1.3; TPF 2014 161 E. 
2.4–2.5; in diese Richtung gehend möglicherweise Komm. 
VwVG-Pfisterer, Art. 33a N 23.

sprachigen Personen möglichst in einer ihnen verständ
lichen Sprache zu begegnen (aber sie gleichwohl nicht 
verpflichtet, «in jeder beliebigen Nicht-Landessprache zu 
kommunizieren»).46 Andernfalls bestünde die paradoxe 
Situation, dass die Behörden – denen als Verfahrens
sprachen nur die Amtssprachen zur Verfügung stehen – 
gleichwohl gehalten wären, auch in Fremdsprachen mit 
den Privaten zu kommunizieren, während diese umge-
kehrt dann nicht in der ihnen eigenen Sprache, sondern 
in einer Amtssprache antworten müssten.

Vereinzelt wird die Pflicht zur Verwendung einer 
Amtssprache auch mit Art. 70 Abs. 1 BV begründet.47 
Zweifellos besteht aus Gründen der Verfahrensökonomie 
und aus Qualitätsüberlegungen ein öffentliches Interesse 
an einer Beschränkung auf Amtssprachen, denn sprach
liche Barrieren können zu beträchtlichen Aufwänden 
führen und erhebliche Qualitätsrisiken bergen.48 Ob aus 
der blossen Verwendung des Wortes «Amtssprache» in 
Art. 70 BV eine verfassungsunmittelbare Pflicht, Ein
gaben ausschliesslich in einer Amtssprache zu verfassen, 
hergeleitet werden kann, erscheint indes fraglich. So ver-
tritt auch die Doktrin die Auffassung, dass Art. 70 Abs. 1 
BV die Privaten (bloss) «mehr oder weniger stringent ver-
pflichtet, eine Amtssprache zu benutzen»49. Dies umso 
mehr, als die geschilderten gesetzlichen Regelungen gerade 
eine Konkretisierung des abstrakt formulierten Art. 70 
BV sind. Vor allem aber ist bei der Auslegung der Verfas-
sungsbestimmung zu berücksichtigen, dass schon auf 
Verfassungsebene entgegengesetzte Impulse bestehen 
(insb. Art. 18 und 31 Abs. 2 BV), die im Sinne der prakti-
schen Konkordanz einer allzu strengen Lesart entgegen-
stehen.

Die vielversprechendste Lösung mutet pragmatisch an, 
ist aber dennoch nach vorliegend vertretener Auffassung 
im Ergebnis am sachgerechtesten. Sie inspiriert sich  
am BGG, das, wie mehrfach erwähnt, die Parteisprache 
im Rahmen der Anforderungen an die Rechtsschriften 
regelt. Demgegenüber enthält Art. 52 VwVG zwar bloss 
die Vorschrift, dass Anträge und Begründung (d.h.: die 

46	 Zum Ganzen Bericht der Kommission für Wissenschaft, Bil-
dung und Kultur des Nationalrates zum Bundesgesetz über die 
Landessprachen und die Verständigung zwischen den Sprach-
gemeinschaften vom 15. September 2006, BBl 2006 8977 ff., 
9004.

47	 BGE 139 I 229 E. 5.3; Praxiskomm. VwVG-Egli, Art. 33a N 2 
und 6.

48	 Sehr ausführlich zum Ganzen Komm. VwVG-Pfisterer, 
Art. 33a N 8 ff. und 55; vgl. auch sogleich den übernächsten 
Abschnitt.

49	 Regula Kägi-Diener et al., in: Bernhard Ehrenzeller et al. 
(Hrsg.), St. Galler Kommentar zur BV, 4. Aufl., Zürich/ 
St. Gallen 2023, Art. 70 N 27.
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gesamte Rechtsschrift) über «die nötige Klarheit» ver
fügen müsse (Abs. 2); auch dies lässt sich aber für die 
Beurteilung fremdsprachiger Eingaben nutzbar machen. 
Eingaben in Sprachen, welche die Behörde und allfällige 
Gegenparteien nicht ausreichend gut verstehen, sind 
nämlich wortwörtlich unverständlich und damit nicht 
«klar» im Sinne dieser Bestimmung. Zur Verbesserung 
der Eingabe ist daher eine Nachfrist anzusetzen und das 
Nichteintreten anzudrohen, wie dies in Art. 52 Abs. 3 
VwVG regulär vorgesehen ist. Massstab für fremd
sprachige Eingaben muss somit sein, ob Gegenparteien50 
und die entscheidende Behörde (d.h. die Behörden
mitglieder für den verwaltungsinternen Rechtsschutz 
oder Richterinnen und Richter sowie Gerichtsschreibe-
rinnen und Gerichtsschreiber für das Bundesverwal-
tungsgericht) sowie ggf. die Rechtsmittelinstanz die 
Eingabe ausreichend verstehen. Bei englischsprachigen 
Eingaben dürfte hiervon ausgegangen werden; so geht  
das Bundesgericht schon seit geraumer Zeit davon aus, 
dass Gerichte in der Regel der englischen Sprache aus
reichend mächtig sind.51 Die weite Verbreitung des 
Englischen dürfte auch das der Lösung ansonsten inne-
wohnende aleatorische Element beseitigen, zumal das 
Bundesgericht in anderen Rechtsgebieten bereits heute 
englischsprachige Eingaben entgegenzunehmen hat (vgl. 
Art. 42 Abs. 1bis und Art. 77 Abs. 2bis BGG). Dies ist auch 
ohne Weiteres mit der gelebten Praxis vereinbar, wonach 
insbesondere bei englischsprachigen Eingaben oft auf 
eine Zurückweisung zur Verbesserung verzichtet wird, da 
diese verständlich sind.52 Würde eine Eingabe als nicht 
verständlich qualifiziert, droht einer Partei zudem kein 
Rechtsverlust, da die Eingabe zur Verbesserung zurück-
gewiesen würde. Nur ausnahmsweise ist indes eine amtli-
che Übersetzung (Art. 33a Abs. 4 VwVG) angezeigt.53

Allerdings darf (über das Englische hinaus) eine 
ausreichende Sprachkompetenz nicht leichtfertig bejaht 
werden. Gerade im rechtlichen Kontext sind fremd
sprachige Eingaben tückisch, denn nicht nur ist die juris-
tische Sprache mit eigentümlichen Ausdrücken gespickt, 
sondern diese knüpft auch an das nationale Rechtssystem 
des sprachlichen Herkunftslandes an. Die rechtlichen 
Begriffe beziehen sich auf abstrakte Konzepte anstatt auf 
lebensweltliche Gegenstände. Daher lässt sich ungleich 
schwerer vergleichen, welche Vorstellung mit einer be-

50	 Vgl. hierzu die nachstehenden Ausführungen zu Treu und 
Glauben.

51	 BGE 138 III 520 E. 5.5.
52	 BVGer F-1327/2020 (13. März 2020), E. 1.4; OFK VwVG-

Wiederkehr/Meyer/Böhme, Art. 33a N 7 m.w.H.
53	 Komm. VwVG-Pfisterer, Art. 33a N 65 m.w.H.

stimmten Begriffsverwendung einhergeht.54 Zudem hat 
gerade das typischerweise hochgradig komplexe Verwal-
tungsverfahren oftmals technische oder wissenschaftliche 
Fachgebiete zum Gegenstand, die auch ihrerseits sprach-
lich herausfordernd sein können. 

C.	 Urkunden

In allen Rechtsmittelverfahren gilt die Regel, dass bei 
fremdsprachigen Urkunden mit dem Einverständnis der 
Parteien auf eine Übersetzung verzichtet werden kann 
und ansonsten eine Übersetzung anzuordnen ist, wo dies 
nötig ist. Diese Bestimmung bezieht sich nicht auf Partei-
eingaben, sondern auf Beweismittel, die zu den Akten 
gereicht werden (d.h. der Begriff ist weit auszulegen und 
bezeichnet nicht nur «Urkunden» im engeren Sinn).55 Es 
handelt sich um eine Kann-Bestimmung. Der Behörde 
kommt also Ermessen zu, ob sie auf die Übersetzung 
verzichten möchte, selbst wenn die Parteien zustimmen.56 
Massstab muss auch hier sein, ob die Effektivität der 
Rechtsdurchsetzung gewährleistet bleibt, mithin inwie-
fern die Urkunde den Beteiligten als «verständlich» 
erscheint. Umgekehrt ist die Zustimmung der Parteien 
Voraussetzung für einen Verzicht. Diese kann jedoch 
auch konkludent erfolgen.57 Darüber hinaus verletzt es 
Treu und Glauben, wenn eine Partei ihre Zustimmung 
verweigert, obwohl sie die betreffende Fremdsprache 
nachweislich versteht (namentlich, weil sie sich der 
Sprache selbst bedient hat oder selbst Urkunden in dieser 
Sprache einreichte).58

Dass die Übersetzung selbst im Fall der Verweigerung 
der Zustimmung nur angeordnet werden soll, wo nötig, 
ist ein Zugeständnis an die Verfahrensökonomie.59 Im 
Sinne der antizipierten Beweiswürdigung kann so bei-
spielsweise auf die Übersetzung von Urkunden verzichtet 
werden, die sich voraussichtlich als nicht relevant erwei-
sen werden.60 Ohnehin ist das Niveau an Unterstützung 
den effektiven Bedürfnissen der Parteien und den kon-

54	 Vgl. allgemein zu Schwierigkeiten BGE 110 Ib 185; Komm. 
VwVG-Pfisterer, Art. 33a N 51.

55	 OFK VwVG-Wiederkehr/Meyer/Böhme, Art. 33a N 17; 
Komm. VwVG-Pfisterer, Art. 33a N 66; Praxiskomm. 
VwVG-Egli, Art. 33a N 26.

56	 BVGE 2012/19 E. 2.2; OFK VwVG-Wiederkehr/Meyer/
Böhme, Art. 33a N 20; Praxiskomm. VwVG-Egli, Art. 33a 
N 25.

57	 Praxiskomm. BGG-Dolge, Art. 54 N 6.
58	 BGer 1F_24/2025 (15. Januar 2026), E. 2; 2A.434/2001  

(15. Februar 2002), E. 5; 1P.172/2006 (26. April 2006), E. 1.2; 
Praxiskomm. VwVG-Egli, Art. 33a N 27.

59	 Praxiskomm. VwVG-Egli, Art. 33a N 28.
60	 Praxiskomm. BGG-Dolge, Art. 54 N 6.
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kreten Umständen des Falles anzupassen.61 So müssen 
beispielsweise im Rechtshilfeverkehr zwischen Behörden 
eidgenössische Amtssprachen nicht übersetzt werden, 
auch wenn es sich im Empfängerkanton nicht um eine 
kantonale Amtssprache handelt.62 Auch der Anteil fremd-
sprachiger Teile an der Urkunde fällt bei der Beurteilung 
in Betracht, ob eine Übersetzung notwendig ist.63

D.	 Verfahrensführung und Entscheid

Wie sich bereits gezeigt hat, beziehen sich Art. 33a VwVG 
und Art. 54 BGG auf die Verfahrenssprache, also die 
Sprache, in der die Behörde oder das Gericht mit den 
Parteien kommuniziert.64 Folgerichtig ergeht auch der 
Entscheid in der Verfahrenssprache. Dabei muss es sich in 
jedem Fall um eine Amtssprache handeln,65 in der Regel 
jene des angefochtenen Entscheids. Wurde dieser nicht in 
einer Amtssprache abgefasst, bedient sich das Bundes
gericht der von den Parteien verwendeten Amtssprache. 
Verwenden die Parteien nicht die gleiche Amtssprache, 
ergeht der Entscheid nach der Praxis des Bundesgerichts 
in der Sprache der Beschwerde.66 Bei englischsprachigem 
Entscheid und englischsprachiger Beschwerde entschei-
det das Bundesgericht nach Ermessen über die zu ver-
wendende Amtssprache,67 wobei offenbar Kriterien die 
Auslastung der Sprachsektionen68 und die Sprachkompe-
tenzen der Parteien69 sind. Die Rechtsmittelbehörden 
sind demnach – zumindest was die formelle Kommuni-
kation betrifft – nicht frei, in einer Nicht-Amtssprache zu 
kommunizieren. Die genannten Bestimmungen begrün-
den somit in erster Linie einen Anspruch der Verfah-
rensparteien darauf, dass die Behörde mit ihnen in einer 
Amtssprache kommuniziere. Umgekehrt gibt es keinen 
Anspruch darauf, in einer anderen Amtssprache als der 
Verfahrenssprache von den Behörden angesprochen zu 
werden; vielmehr besteht gegebenenfalls ein Anspruch 
auf Übersetzung. Es kann aber unter Umständen aus
reichen, wenn die Rechtsvertretung die Verfahrens

61	 In verwandtem Zusammenhang BGE 143 IV 117 E. 3; für ein 
neues Beispiel vgl. BGer 4A_134/2025 (26. November 2025), 
E. 6.1 und 6.5.

62	 BGer 1A.37/2001 (12. Juli 2001), E. 3b.
63	 BGer 2A.434/2001 (15. Februar 2002), E. 5.
64	 BGE 130 I 234 E. 3.5; SHK BGG-Güngerich, Art. 42 N 2.
65	 Praxiskomm. BGG-Dolge, Art. 54 N 1; Komm. VwVG-Pfis-

terer, Art. 33a N 52.
66	 BGE 142 III 521 E. 1; BGer 4A_13/2023 (11. September 2023), 

E. 1; SHK BGG-Güngerich, Art. 42 N 4.
67	 BGer 4A_405/2025 (31. Oktober 2025), E. 1.
68	 BGer 4A_464/2023 (20. Oktober 2023), E. 1.
69	 BGE 120 IV 260 E. 2c; Praxiskomm. BGG-Dolge, Art. 54 

N 3.

sprache versteht.70 Zudem schaden, wie ausgeführt, unter-
geordnete Passagen in einer Fremdsprache nicht, selbst 
wenn sie sich im Dispositiv befinden.71

Weil bei Parteien, die keiner Amtssprache mächtig 
sind, das Mittel der Übersetzung zulässig (ja teils gebo-
ten) ist,72 wäre es nach hier vertretener Auffassung all
gemein unschädlich, wenn die Behörde oder das Gericht 
in Anlehnung hierzu aus prozessökonomischen Gründen 
oder zur besseren Wahrung der Parteirechte einer 
Kommunikation in einer Amtssprache eine Übersetzung 
in einer Nicht-Amtssprache beifügen würde. Hierauf 
besteht aber keinesfalls ein Rechtsanspruch73 und rechts-
verbindlich kann aufgrund der Bindung der Behörden an 
die Verfahrenssprache nur die offizielle, amtssprachliche 
Fassung sein, wie es auch ohne die Übersetzung der Fall 
wäre. 

In informeller Kommunikation  – beispielsweise in 
Telefonaten oder unverbindlichen Schreiben mit rein 
organisatorischem Charakter  – greifen verstärkt Prakti-
kabilitätsüberlegungen Platz. Es wäre hier eher denkbar, 
dass das Gericht in anderen Sprachen kommuniziert. 
Voraussetzung ist aber immer, dass das Gericht die 
Sprache ausreichend beherrscht und die betroffenen 
Parteien einverstanden sind. Dass von den rechtlichen 
Vorgaben des SpG abgewichen wird, zeigt sich im 
deutschsprachigen Behördenverkehr etwa darin, dass 
ausserhalb von Verhandlungen in der mündlichen 
Kommunikation regelmässig von der Standardsprache 
abgewichen wird.

IV.	 Ausblick

De lege lata ist die Verwendung der englischen Sprache 
im Verwaltungsverfahren punktuell – gestützt auf spezial-
gesetzliche oder völkerrechtliche Grundlagen – zulässig, 
im Grundsatz jedoch ausgeschlossen. Die gelebte Praxis, 
die stellenweise hiervon abweicht, ist rechtlich nicht ge-
deckt, auch wenn sie praktischen Bedürfnissen Rechnung 
trägt. Praxis und Lehre sprechen sich dafür aus, dass die 
Parteieingaben in einer Amtssprache zu erfolgen hätten. 
Hierfür bietet das BGG eine Grundlage. Eine Auslegung 
des VwVG zeigt hingegen, dass dessen Regelung dies
bezüglich lückenhaft ist. Es bietet jedoch Hand für eine  

70	 BGer 1C_31/2019 (8. Februar 2019), E. 1; 1C_579/2021 
(6. Oktober 2021), E. 3; 1P.746/2006 (13. Februar 2007), E. 1.1.

71	 BGer 2A-434/2001 (15. Februar 2002), E. 5.
72	 Art. 54 Abs. 4 BGG; Art. 33a Abs. 4 VwVG; BGE 118 Ia 462 

E. 2a; BGer D-5760/2006 (30. September 2009), E. 3.2.
73	 BGE 115 Ia 64 E. 6; BGer 1P.746/2006 (13. Februar 2007), 

E. 1.3; Comm. LTF-Frésard, Art. 54 N 23.
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Beschränkung auf verständliche Eingaben – eine Vor-
schrift, welche auch in sprachlicher Hinsicht eingesetzt 
werden kann und die im Einklang mit der Praxis steht. 

Die zunehmende Internationalisierung der Verwal-
tungstätigkeit, insbesondere in technischen, wirtschaft
lichen und wissenschaftlichen Bereichen, führt zwangs-
läufig zu einer stärkeren Präsenz der englischen Sprache 
im Verwaltungsverfahren. Angesichts der engen Ver-
flechtung mit internationalen Akteuren, Unternehmen 
und Expertengremien ist absehbar, dass die Zahl der 
Gesuche und Unterlagen, die in englischer Sprache ein
gereicht werden, weiter zunehmen wird.

Diese Entwicklung ist für die Verwaltung allerdings 
nicht ohne Herausforderungen. Juristische Arbeit ist 
weitgehend Arbeit mit der Sprache. Eine stärkere Ein
bindung insbesondere des Englischen setzt voraus, dass 
Mitarbeitende der Behörden und Rechtsmittelinstanzen 
über hinreichende Sprachkompetenzen verfügen, um 
englischsprachige Dokumente nicht nur formal, sondern 
auch inhaltlich korrekt zu verstehen und rechtlich einzu-
ordnen. Dies betrifft insbesondere die rechtliche Termi-
nologie, wo Übersetzungen schwierig sind und gerade 
juristische Fachbegriffe wegen der unterschiedlichen zu-
grunde liegenden Rechtstraditionen Missverständnisse 
hervorrufen könnten. Diese können weitreichende Aus-
wirkungen auf den Verfahrensausgang haben. Denkbar 
ist, dass sich die Behörden in Zukunft gezwungen sehen, 
die entsprechende Sprachkompetenz bei ihren Mitglie-
dern vorauszusetzen, um die Qualität der Entscheid
findung sicherzustellen.

De lege ferenda ist deshalb Handlungsbedarf gegeben. 
Der Gesetzgeber sollte die Sprachregelung des VwVG – 
nach dem Vorbild von Art. 42 Abs. 1bis BGG – gezielt 
öffnen. Eine solche, sauber abgestützte gesetzliche Lösung 
schafft Rechtssicherheit und erlaubt dem demokratisch 
legitimierten Gesetzgeber, die Öffnung auf die praktisch 
erforderlichen und politisch wünschbaren Bereiche zuzu-
schneiden. Gleichzeitig böte ein solches Vorgehen die 
Gelegenheit, auch die notwendigen Kompetenzen auf 
Behördenseite zu konkretisieren.




